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Liebe Bürgerinnen, 
liebe Bürger! 
 

Eine ereignisreiche Doppel-

Sitzungswoche in Berlin liegt hinter mir. 

Im Mittelpunkt stand die Verabschiedung 

über den Bundeshaushalt 2019. Die 

wichtige Botschaft dabei ist, dass es erneut 

gelungen ist, auf eine Neuverschuldung zu 

verzichten. Die „Schwarze Null“ steht! Auf der anderen Seite haben wir aber wichtige 

Investitionsvorhaben durchgesetzt, die im Bundeshaushalt mit insgesamt 38,95 Milliarden 

eingestellt sind.  

Eine gute Nachricht war die Freilassung von Abdolfattah Soltani aus dem Gefängnis in Teheran. 

Der iranische Menschenrechtsanwalt und Träger des Nürnberger Menschenrechtspreises war 

seit vielen Jahren in seinem Heimatland inhaftiert.  Am Beispiel des Falles Soltani sieht man, wie 

wichtig es ist, sich für die Menschenrechte einzusetzen. Dies habe ich als Pate von Abdolfattah 

Soltani im Rahmen des Programms ‚Parlamentarier schützen Parlamentarier‘ getan. 

In dieser Woche bin ich mit meinem „Brehm.mobil“ am Mögeldorfer Plärrer. Vielleicht treffen wir 

uns ja im Rahmen meiner mobilen Bürgersprechstunde? Ich würde mich sehr über Ihren Besuch 

freuen!  

 

Herzliche Grüße 

Ihr Sebastian Brehm, MdB  
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UN-MIGRATIONSPAKT    

Bundestag beschließt Koalitionsantrag zum Migrationspakt 
 

Der Bundestag hat am Donnerstag auf Initiative der CSU mit einem Entschließungsantrag 
der Koalitionsfraktionen klargestellt, wie der Globale Migrationspakt („Global Compact for 
Safe, Orderly and Regular Migration“) zu werten ist – dass er der Ordnung, Steuerung und 
Begrenzung der Zuwanderung dient und keine rechtsändernde oder rechtssetzende 
Wirkung in Deutschland entfaltet. 
 

 
 
Lindholz: „Migration ist und bleibt ein globales Problem“ 
 
„Wir verfolgen ein klares Ziel und das heißt Migration ordnen, steuern, begrenzen und dieser Pakt 
kann uns dabei auf internationaler Ebene helfen“, betonte Lindholz. Es sei bekannt, dass ein Teil 
der Bevölkerung beunruhigt sei und ein Stück weit Vertrauen in die Migrationspolitik verloren 
gegangen sei. Man nehme die Bedenken erst und habe darauf reagiert. Seit 2015 zeige 
Deutschland mit verschiedenen Maßnahmen kontinuierlich, dass man sich den 
Herausforderungen stelle. Die Asylzahlen sinken seither fortwährend. „Wir haben auf nationaler 
Ebene viel getan aber Migration ist und bleibt ein globales Phänomen, das man auch nur global 
und nicht national lösen kann“, sagte Lindholz. Dieser Pakt schaffe erstmals einen 
unverbindlichen Rahmen, der eine internationale Zusammenarbeit in der Migrationspolitik 
dokumentiert. Die Aufregung über einen unverbindlichen Pakt könne sie nicht nachvollziehen. 

 
 
 
 
 

©  picture alliance/Frederic Scheidemann 
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Erstmals internationale Regeln, die auch für Deutschland gut wären 
 
„Wir wollen ganz klar auch bei uns die Trennung von legaler und illegaler Migration, wir wollen, 
dass andere Staaten ihren Bürgern Pässe ausstellen und sie zurücknehmen, wir wollen das 
Schleusertum bekämpfen, die Fluchtursachen beheben, wir wollen, das andere Länder besser sind 
bei der Arbeitsmigration und auch mehr Verantwortung für die Migration übernehmen“, 
erläuterte Andrea Lindholz. All das adressiere dieser Pakt. Es gebe erstmals international 
Regelungen, die auch für Deutschland gut wären. Volker Ullrich, der innen- und rechtspolitische 
Sprecher der CSU im Bundestag, wies im Plenum auf einen weiteren wichtigen Aspekt hin: „Durch 
diesen Pakt wird die nationale Souveränität nicht angetastet, aber es ist es eben eine politische 
Absichtserklärung, weil wir uns gemeinsam auf den Weg machen wollen, die Probleme, die 
Migration weltweit zu lösen“, so Ullrich. Es sei bitter, dass Europa beim Migrationspakt nicht mit 
einer Stimme spreche, sagte Ulrich und spielte damit auf die ablehnende Haltung einiger EU-
Staaten an. 
 

Die fünf zentralen Punkte haben die Koalitionsfraktionen beschlossen: 
 

• Deutschland trägt deutlich mehr Verantwortung als andere Länder. 
Das wollen wir ändern. 

 

• Die Integrationsfähigkeit unseres Landes hat eine Grenze. Diese 
Grenze bilden wir mit unserer Migrationspolitik ab. 

 

• Über die Migrationspolitik entscheidet der Deutsche Bundestag. 
Unsere nationale Souveränität steht nicht zur Disposition. Der GCM 
begründet keine einklagbaren Rechte und Pflichten und entfaltet 
keinerlei rechtsändernde oder rechtssetzende Wirkung. 

 

• Wir unterscheiden klar zwischen Erwerbsmigration und Asyl, zwischen 
legaler und illegaler Migration. 

 

• Wir fordern von der internationalen Staatengemeinschaft mehr 
Engagement, um den Migrationsdruck zu senken, den Schutz der 
Grenzen voranzutreiben, illegale Migration und Fluchtursachen zu 
bekämpfen und die Rücknahme von Migranten deutlich zu verbessern. 
 
Hier finden Sie den Antrag der Fraktion im Wortlaut. 
 

 

http://mailings.cducsu.de/c/27751706/e7fc6ecf3294-pj0fdf
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UN-MIGRATIONSPAKT    

Orientierungsdebatte zur Organspende  
 
Angesichts der seit vielen Jahren zu niedrigen Organspenderzahlen hat der Deutsche 
Bundestag über mögliche gesetzliche Änderungen beraten. In einer Orientierungsdebatte 
wurde am Mittwoch diskutiert, wie mehr Menschen in Deutschland dazu gebracht werden 
können, nach ihrem Tod als Organspender zur Verfügung zu stehen. 

 
Zu wenig Organspender 
In Deutschland warten derzeit rund 10.000 
Patienten auf Spenderorgane. Allein 8.000 
Dialysepatienten benötigen eine neue 
Niere. Im vergangenen Jahr wurden in 
Deutschland 3.385 Organe transplantiert, 
davon 618 Lebendspenden, die restlichen 
postmortal. Diese Zahlen verdeutlichen, 
dass die Zahl der Organspender in 
Deutschland viel zu niedrig ist. Diesen 

Missstand will der Bundestag nun in Angriff nehmen. In der Orientierungsdebatte zur 
Organspende wurde der Fraktionszwang aufgehoben war. Noch liegen keine Gesetzentwürfe oder 
Gruppenanträge vor, eine Entscheidung in der Sache wird im kommenden Jahr erwartet. In 
zahlreichen europäischen Ländern gilt die sogenannte Widerspruchslösung. Wer nicht möchte, 
dass nach seinem Tod Organe entnommen werden, muss dies zu Lebzeiten dokumentieren. In 
einigen europäischen Ländern ist zudem auch ein Einspruchsrecht der Angehörigen 
vorgesehenen, falls die betreffende Person zu Lebzeiten keine Entscheidung dokumentiert hat. 
 
Gute Argumente auf beiden Seiten 
In seiner Rede mahnte Gesundheitsminister Jens Spahn (CDU), jeder könne einmal in die Situation 
kommen, ein Spenderorgan zu benötigen. Auch ihn selbst treibe das Thema um – als Minister und 
als Mensch. Spahn plädierte daher für die erweiterte Widerspruchslösung. Dabei können auch die 
Angehörigen widersprechen. Dies sei zumutbar. Spahn verwies zudem auf die erfreuliche 
Entwicklung, dass alleine die Debatte um Organspende dafür gesorgt habe, dass bei den Bürgern 
ein Bewusstsein für die Spendenproblematik bestehe. Allein in den vergangenen Wochen sei 
daher die Zahl der Organspender in die Höhe gegangen. Der stellvertretende Vorsitzende der 
Unionsfraktion, Georg Nüßlein (CSU), warb für eine schnelle Neuregelung. Nüßlein berief sich 
hierbei auf die Kirchen, welche die Organspende als einen Akt der „Nächstenliebe“ bezeichneten. 
Daher forderte Nüßlein, die Widerspruchslösung künftig als Normalfall zu definieren. CSU-
Gesundheitspolitiker Stephan Pilsinger warb hingegen für die Beibehaltung der 
Entscheidungslösung. Pilsinger verwies hierbei auf das Selbstbestimmungsrecht, die Würde des 
Menschen sowie die Integrität des Körpers. Für ihn müsse eine Organspende ein freiwilliger Akt 
sein, durch eine Widerspruchslösung würde sie aber zur Pflicht.  
 
 
 
 

©  picture alliance/imageBROKER 
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EU-PLASTIKSTRATEGIE 

Expertengespräch über die EU-Strategie für Kunststoffe und 

Recycling  
 
Das EU-Parlament verbietet ab 2021 Wegwerfprodukte aus Plastik. Bevor die 
Umweltminister der EU-Staaten sich dazu beraten, diskutierte im Bundestag der 
Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung (PBnE) unter Leitung von Andreas 
Lenz (CSU) bei einem Expertengespräch über die EU-Strategie für Kunststoffe und 
Recycling.  
 

Trinkhalmverbote nur ein Teil der EU-
Plastikstrategie  
Das Verbot diverser Plastikprodukte ist nur ein Teil 
der EU-Strategie, um den Umgang mit Kunststoffen 
an die Erfordernisse der Kreislaufwirtschaft 
anzupassen. Ziel der EU-Kommission ist es, bis 2030 
alle Kunststoffverpackungen wiederverwendbar 
oder kosteneffizient recycelbar zu machen und 
mehr als die Hälfte der Kunststoffabfälle zu recyceln. 

„Die EU hat den nationalen Gesetzgebern hier einiges ins Stammbuch geschrieben“, so Lenz. Die 
EU-Plastikstrategie verfolge das richtige Ziel, überflüssige Einwegkunststoffe, die später die 
Weltmeere verschmutzen, zu beschränken, sagte Helge Wendenburg, ehemaliger Abteilungsleiter 
im Bundesumweltministerium (BMU). Auch der Verband der Chemischen Industrie (VCI) 
unterstütze die Kernziele der EU-Plastikstrategie, betonte VCI-Geschäftsführer Bertold Welling. 
Die Chemische Industrie leistet in allen Aspekten der Nachhaltigkeit, im ökonomischen, 
ökologischen und sozialen Bereich, einen wichtigen Beitrag. Sie trägt zu einer 
ressourcenschonenden Wirtschaft bei, indem sie es beispielsweise ermöglicht, dass Fahrzeuge 
leichter gebaut oder Gebäude besser gedämmt werden können und somit der Energieverbrauch 
sinkt.  
 
Deutschland gut bei der Kreislaufwirtschaft – weitere Anstrengungen sind notwendig  
Andreas Lenz betonte: „Deutschland liegt im internationalen Vergleich bei der Kreislaufwirtschaft 
und beim Recycling vorne. Nichtsdestotrotz müssen wir uns weiter anstrengen und neben 
besserem Recycling auch mehr Müll vermeiden.“ Es sei gut, dass die EU jetzt auch Teile des 
deutschen Systems aufgreife, so Lenz. „Viele Schwellen- und Entwicklungsländer haben ein weit 
größeres Problem mit Plastikmüll, da sie keine entsprechenden Entsorgungsstrukturen haben 
und dieser deshalb oft über Flüsse ins Meer gelangt“, betonte Lenz. Nachdem das Parlament eine 
gemeinsame Linie gefunden hat, muss ein Kompromiss unter den Mitgliedstaaten gefunden 
werden. Wird, wie geplant, eine Einigung im kommenden Jahr erzielt, müssten die Staaten die 
neuen Regeln bis 2021 umsetzen. Dazu muss die Richtlinie nach der Verabschiedung noch in 
nationale Gesetzgebung überführt werden. 
 
 
 

©  picture alliance/dpa 
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BUNDESHAUSHALT 2019 

Mehr Geld für Sicherheit, Infrastruktur und 

Fluchtursachenbekämpfung  
 
Der Haushalt 2019 sieht Ausgaben in Höhe von 356,4 Milliarden Euro vor. Das sind 12,8 
Milliarden Euro mehr als im Vorjahr. Für Investitionen sind 38,95 Milliarden Euro 
eingeplant. Eine Neuverschuldung ist nicht vorgesehen. Die Schwarze Null steht damit zum 
sechsten Mal in Folge. 
 

 
 
Ein einmaliger Haushalt für den Bundesinnenminister 
Ein Markenkern der CSU im Bundestag ist die Innere Sicherheit. Dieser Fokus schlägt sich 2019 
auch im Etat des Innenministeriums (BMI) nieder. Ressortchef Horst Seehofer (CSU) sprach von 
einem „wunderbaren, in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland einmaligen Haushalt für 
den Bundesinnenminister“. Der Bundesinnenminister verwies darauf, dass die Steigerung zum 
laufenden Jahr zwölf Prozent betrage und sprach von 5.000 neuen Stellen für das Ministerium und 
seine nachgeordneten Behörden. Dies bedeute „mehr Sicherheit für unser Land, mehr soziale 
Unterstützung für die Menschen und mehr Ordnung in der Zuwanderungsfrage“. Dabei sei die 
allgemeine Sicherheitslage in Deutschland so gut wie noch nie in den vergangenen 30 Jahren, fügte 
Seehofer hinzu. Nun würden die Sicherheitsbehörden in allen Bereichen weiter ausgebaut, und 
zwar nicht nur durch zusätzliche Planstellen, sondern auch in der Qualität der Ausrüstung. 
„Weitgehend die Ziele erreicht“ habe man auch bei der Begrenzung und Steuerung der 
Zuwanderung. Bis Ende Oktober habe die Zahl von Erstasylanträgen bei 140.000 gelegen, womit 
man „weit entfernt“ sei von der von ihm gesetzten Obergrenze von 200.000 im Jahr. 
 
 

©  picture alliance/imageBROKER 
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Auch hier setzt die CSU im Bundestag ein Ausrufezeichen. Zugleich habe man „das größte 
Wohnungsbauprogramm in der Geschichte der Bundesrepublik“ gestartet. Alleine für den 
sozialen Wohnungsbau gebe es in dieser Legislaturperiode fünf Milliarden Euro. Mit dem 
Baukindergeld hat die CSU zudem dafür gesorgt, dass junge Familien der Weg zum Eigenheit 
ermöglicht wird. Ein Erfolgsmodell – wie der Ansturm auf das Baukindergeld zeigt.  
 

 
 
Mehr Geld für die Infrastruktur und die Bekämpfung von Fluchtursachen 
Auch Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer (CSU) kann 1,43 Milliarden Euro mehr als im Jahr 
zuvor ausgeben, insgesamt kommt sein Ministerium (BMVI) damit auf einen Haushalt von 29,29 
Milliarden Euro. Mehr als die Hälfte, 17,27 Milliarden Euro, sind für Investitionen eingeplant. 
Damit ist der Verkehrsetat der größte Investitionshaushalt des Bundes. Mit dem Haushalt 2019 
komme man ein großes Stück voran auf dem Weg zu einer sauberen, digitalen, komfortablen und 
zugleich günstigeren Mobilität, sagte Verkehrsminister Scheuer in seiner Rede im Plenum. 
Minister Gerd Müller (CSU) und das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (BMZ) können ebenfalls auf einen Rekordhaushalt blicken: Der BMZ-Haushalt soll 
gegenüber 2018 um rund 800 Millionen Euro aufwachsen und wird 2019 erstmals über zehn 
Milliarden Euro liegen. Damit werden die Vorgaben des Koalitionsvertrages umgesetzt und die 
Quote für die öffentliche Entwicklungszusammenarbeit, die sogenannte ODA-Quote, bei 0,51 
Prozent stabilisiert. Entwicklungsminister Gerd Müller: „Ich freue mich über die deutliche 
Erhöhung des Entwicklungsetats 2019. Das ist ein deutliches Signal. Wir kommen damit unseren 
internationalen Verpflichtungen nach. Mit den zusätzlichen Mitteln verstärken wir unsere Arbeit 
zur Beendigung von Hunger und Armut und bauen unsere Unterstützung zur Bekämpfung von 
Aids, Malaria und Tuberkulose aus.“ 
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MITTELSTANDSUNION (MU) 

Sebastian Brehm ist neuer stellvertretender 
Landesvorsitzender der Mittelstandsunion Bayern 
 
Der Nürnberger Bundestagsabgeordnete Sebastian Brehm ist zum stellvertretenden 
Landesvorsitzenden der bayerischen Mittelstandsunion (MU) gewählt worden. Neuer MU-
Landesvorsitzender ist der ehemalige bayerische Wirtschaftsminister Franz-Josef 
Pschierer, MdL. 

 
Auf dem Bayerischen Mittelstandstag in 
Nürnberg setzte sich der 47-jährige 
selbständige Steuerberater Brehm in einer 
Kampfabstimmung durch. Er ist seit 2017 
direkt gewählter Bundestagsabgeordneter 
für den Wahlkreis Nürnberg-Nord und 
vertritt die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
im Finanzausschuss. Der Franke ist der 
einzige Bundestagsabgeordnete im neuen 
Landesvorstand und damit Bayerns neue 
starke Stimme der Wirtschaft in Berlin. 
 
 
"Wir brauchen in Deutschland eine 

moderne Unternehmenssteuerreform, die unseren Mittelstand entlastet, den Wirtschaftsstandort 
Deutschland attraktiver macht und die Unternehmen im internationalen Wettbewerb stärkt!", 
sagte Sebastian Brehm auf der Versammlung. 
 
"Die Steuereinnahmen in Deutschland sprudeln. Die Menschen erwarten daher zu Recht, dass die 
Steuerlast sinkt. Daher muss der Solidaritätszuschlag so schnell wie möglich abgeschafft werden. 
Meiner Meinung nach müssen wir hier einen Gang zulegen und den Soli bis 2021 abschaffen." 
Sebastian Brehm befürworte den Vorschlag Bayerns für eine Grundsteuerreform, die rein auf der 
Größe des Grundstücks und des Gebäudes beruhen soll. "Das bayerische Modell ist gerecht und 
fair und kann in der Praxis einfach, transparent und nachvollziehbar angewendet werden." 
 
Der MU-Bezirksvorsitzende Markus Tischner, Metzgermeister aus Nürnberg, gehört dem neuen 
Landesvorstand als Beisitzer an. 
 
Die Mittelstandsunion (MU) ist, als Arbeitsgemeinschaft der CSU, die Stimme für Mittelstand, 
Mittelschicht und Marktwirtschaft direkt in der Politik. Sie vereint rund 4.000 Entscheider aus 
Wirtschaft und Politik. 
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IRAN 

Nürnberger Menschenrechtspreisträger Soltani freigelassen 
 

Der iranische Menschenrechtsanwalt und Träger des Nürnberger Menschenrechtspreises 
Abdolfattah Soltani, ist im Iran nach achtjähriger Haft freigelassen worden. Seit September 
2011 saß er im berüchtigten Evin-Gefängnis in Teheran unrechtmäßig in Haft. Soltani 
wurde 2009 mit dem Internationalen Nürnberger Menschenrechtspreis in Abwesenheit 
ausgezeichnet. Dazu erklären die CSU-Bundestagsabgeordneten Sebastian  Brehm und 
Michael Frieser: 

 

 

Sebastian Brehm (Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe): „Das ist eine gute 
Nachricht für die Familie Soltani, aber auch für die Stadt Nürnberg. Am Beispiel des Falles Soltani 
sieht man, wie wichtig es ist, sich für den Menschenrechte einzusetzen. Dies habe ich als Pate von 
Abdolfattah Soltani im Rahmen des Programms ‚Parlamentarier schützen Parlamentarier‘ getan. 
Für den Januar hatte ich eine Reise in den Iran geplant, um mich vor Ort für ihn einzusetzen. Die 
Reise ist jetzt erfreulicherweise hinfällig. Das Thema Menschenrecht steht aber weiterhin ganz 
oben auf meiner Tagesordnung. Ich freue mich sehr über die Freilassung und hoffe, dass ich mit 
meinem Einsatz vielleicht ein Stück weit dazu beitragen konnte, nachdem sich auch mein Kollege 
Michael Frieser schon in den letzten Legislaturperioden im Deutschen Bundestag für Soltani 
einsetzte.“ 
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Michael Frieser (Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz): „Ich freue mich sehr, dass 
Soltani endlich frei ist. Als sein politischer Pate habe ich mich jahrelang für seine Freilassung 
eingesetzt und Druck auf nationaler und internationaler Ebene ausgeübt. Diese Bemühungen 
haben Früchte getragen. Soltani hat sich unermüdlich für andere Menschen eingesetzt, oft unter 
Inkaufnahme von Nachteilen für seine eigene Person. Sein Schicksal macht deutlich, dass 
politische Gefangene nicht in Vergessenheit geraten dürfen. Menschen wie Soltani, die sich für die 
Rechte anderer Menschen einsetzen und dafür selbst bedroht werden, brauchen unsere 
Unterstützung. Ich hoffe, Soltani erholt sich schnell von den Folgen der unmenschlichen Haft und 
freue mich, ihn bald wieder in unserer Mitte begrüßen zu können. Ich wünsche ihm und seiner 
Familie alles Gute, Gesundheit und viel Kraft.“ 

 

Hintergrund: 
 

Der iranische Menschenrechtsanwalt 
Abdolfattah Soltani wurde 2011 zu 13 Jahren 
Haft in Teheran verurteilt und seitdem im 
Teheraner Evin-Gefängnis festgehalten.  

Ihm wurde vorgeworfen, ein Zentrum für 
Menschenrechte gegründet, einen 
gesetzeswidrigen Preis - den im Jahr 2009 an ihn 
verliehene Menschenrechtspreis der Stadt 
Nürnberg - angenommen und „regimefeindliche 
Propaganda“ begangen zu haben.  

Seine Tochter Maede vermutet, dass der Tod ihrer Schwester Homa im August 2018 die 
Entscheidung der Richter beeinflusst hat. 

 

Sebastian Brehm, MdB | Dipl.-Kfm., Steuerberater 
Platz der Republik 1 • 11011 Berlin  

  030-227-74074 • Fax 030-227-70072   
  sebastian.brehm@bundestag.de 

 www.sebastianbrehm.de  
 

   
 

Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung           
verwendet werden. Alle Fotorechte Sebastian Brehm, MdB, falls nicht anders angegeben.  
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